
Kurzbericht - 69 

Ausschuss für Rechts- und Verfassungsfragen 
(51. - öffentliche - Sitzung am 8. Juli 2015) 

Beratungsthemen: 

1. Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Haushaltsgesetzes 2015 

(Nachtragshaushaltsgesetz 2015) 

Gesetzentwurf der Landesregierung - Drs. 17/3699 

 

Der - mitberatende - Ausschuss votierte gegenüber dem - federführenden - Ausschuss für 

Haushalt und Finanzen mit den Stimmen der Fraktionen der SPD und der Grünen gegen 

die Stimmen der Fraktionen der CDU und der FDP dafür, dem Landtag die unveränderte 

Annahme des Gesetzentwurfes zu empfehlen. 

  

2. Entwurf eines Niedersächsischen Gesetzes zur Entlastung der Kommunen bei der 

Aufnahme und Unterbringung von Asylbewerberinnen und Asylbewerbern 

Gesetzentwurf der Landesregierung - Drs. 17/3697 

 

Der - mitberatende - Ausschuss votierte gegenüber dem - federführenden - Ausschuss für 

Haushalt und Finanzen mit den Stimmen der Fraktionen der SPD und der Grünen gegen 

die Stimmen der Fraktionen der CDU und der FDP dafür, dem Landtag die Annahme des 

Gesetzentwurfes in der Fassung der Vorlage 1 zu empfehlen. 

  

3. Entwurf eines Niedersächsischen Kommunalinvestitionsförderungsgesetzes 

(NKInvFG) 

Gesetzentwurf der Landesregierung - Drs. 17/3715 

 

Der - mitberatende - Ausschuss schloss sich einstimmig der Beschlussempfehlung des - 

federführenden - Ausschusses für Inneres und Sport an, den Gesetzentwurf in der 

Fassung der Vorlage 2 anzunehmen. 

  

4. Entwurf eines Gesetzes über die Stiftung „Technische Informationsbibliothek (TIB)“ 

Gesetzentwurf der Landesregierung - Drs. 17/3304 

 

Der - mitberatende - Ausschuss schloss sich einstimmig - bei Stimmenthaltung des 

Ausschussmitgliedes der Fraktion der FDP - der Beschlussempfehlung des - 

federführenden - Ausschusses für Wissenschaft und Kultur an, den Gesetzentwurf in 

geänderter Fassung anzunehmen. 

  

5. Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Niedersächsischen Krankenhausgesetzes 

Gesetzentwurf der Fraktion der SPD und der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - 

Drs. 17/2709 

 

Der - mitberatende - Ausschuss schloss sich mit den Stimmen der Fraktionen der SPD und 

der Grünen gegen die Stimmen der Fraktionen der CDU und der FDP der 

Beschlussempfehlung des - federführenden - Ausschusses für Soziales, Frauen, Familie, 

Gesundheit und Migration an, den Gesetzentwurf in geänderter Fassung anzunehmen. 

  

http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_17_5000/3501-4000/17-3699.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_17_5000/3501-4000/17-3697.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_17_5000/3501-4000/17-3715.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_17_5000/3001-3500/17-3304.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_17_5000/2501-3000/17-2709.pdf
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6. Einsetzung einer Kommission im Niedersächsischen Landtag zur Wahrnehmung der 

Belange der Kinder (Kinderkommission) 

Antrag der Fraktion der CDU - Drs. 17/3112 

 

Der - mitberatende - Ausschuss votierte gegenüber dem - federführenden - Ältestenrat mit 

den Stimmen der Fraktionen der SPD und der Grünen, gegen die Stimmen der Fraktion 

der CDU und bei Stimmenthaltung des Ausschussmitgliedes der Fraktion der FDP dafür, 

dem Landtag zu empfehlen, den Antrag abzulehnen und die Entschließung in Vorlage 6 

anzunehmen. 

  

7. Ausweitung des „In-camera-Verfahrens“ nach § 99 VwGO - Datenschutz effektiver 

gestalten! 

Antrag der Fraktion der FDP - Drs. 17/1742 

 

dazu: Unterrichtung durch das Justizministerium über das Ergebnis einer Länderumfrage 

 

Der Ausschuss ließ sich durch das Justizministerium sowie das Ministerium für Inneres 

und Sport unterrichten und führte darüber eine Aussprache. 

  

8. Bürgernahe Justiz in Zeiten des demografischen Wandels - Modellprojekt 

Südniedersachsen 

Antrag der Fraktion der SPD und der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - Drs. 17/3700 

 

hier: Erörterung von Verfahrensfragen/ggf. Unterrichtung durch die Landesregierung 

 

Der Ausschuss begann mit der Beratung des Antrages und nahm eine mündliche 

Stellungnahme des Justizministeriums entgegen. Er kam überein, zu dem Antrag eine 

schriftliche Anhörung durchzuführen. Der Kreis der Anzuhörenden soll am Rande des Juli-

Plenums festgelegt werden. 

  

9. Unterrichtung durch die Landesregierung über den Zeitpunkt, zu dem Mitglieder der 

Landesregierung und Bedienstete des zuständigen Ministeriums Kenntnis von 

einem Ermittlungsverfahren gegen den ehemaligen Bundestagsabgeordneten 

Edathy erlangten 

 

Der Ausschuss nahm die Unterrichtung entgegen und führte darüber eine Aussprache. 

  

10. Unterrichtung durch die Landesregierung über den Stand der Vorbereitungen für 

den Entwurf eines Landes-Informationsgesetzes 

 

hier: Beschluss des Ausschusses in der 50. Sitzung am 24.06.2015 

 

Der Ausschuss nahm die Unterrichtung entgegen und führte darüber eine Aussprache. 

 

http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_17_5000/3001-3500/17-3112.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_17_2500/1501-2000/17-1742.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_17_5000/3501-4000/17-3700.pdf

